
 

 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 
18. Wahlperiode 

11. Dezember 2013

 
Reihenfolge der Beratung der 16. Tagung 

 
Hinweis: Soweit einzelne Tagesordnungspunkte durch Fettung hervorgehoben sind, ist der 
Beginn der Beratung zeitlich festgelegt. 
 

TOP 

angemeldete 

Redezeit 

 

Voraussichtl.

Beginn der

Beratung 

  Mittwoch, 11. Dezember 2013     

11 Erste Lesung des Entwurfes eines Mittelzweckbindungsgesetzes 

- Eine Ausspache ist nicht vorgesehen -  

 10:00 

13 Abkommen über die gemeinsame Einrichtung einer Ethikkommission für 

Präimplantationsdiagnostik bei der Ärztekammer Hamburg 

- Eine Aussprache ist nicht vorgesehen -  

 10:00 

2, 3, 4, 

17,  22, 

33, 36, 

37, 49  

Zweite Lesung der Gesetzentwürfe zum Haushalt 2014 sowie 

Anträge zur Schulförderung, zur Haushaltsstrategie des Landes 

und Berichte zum Haushaltsrecht 

240 10:00 

2  u.a. Fortsetzung der Beratung und Abstimmung über den Haushalt 2014 150 14:00 

 Das Sitzungsende ist für spätestens 17:00 Uhr geplant   16:30 

  Donnerstag, 12. Dezember 2013     

1 + 19 Aktuelle Stunde und Antrag zu den Äußerungen des Innenministers 

zur Vorratsdatenspeicherung  

60 10:00 

31 Absicherung der Geburtshilfesituation in Schleswig-Holstein 35 11:00 

8 Änderung des Gesetzes über Sonn- und Feiertage 35 11:35 

14 Kirchenstaatsverträge evaluieren - Auftrag des Grundgesetzes erfüllen 35 12:10 

18 Landesweiter Schulentwicklungsplan 35 15:00 

25 Keine neuen Nutzungseinschränkungen durch die Trilaterale 

Wattenmeerkonferenz 

35 15:35 

26 Mehr Informationen und mehr Attraktivität für Pflegeberufe 35 16:10 

47 Englischunterricht an Grundschulen 35 16:45 

  Freitag, 13. Dezember 2013     

21 Keine PKW-Maut für Ausländer 35 10:00 

27 Klage gegen Lang-LKW zurückziehen 35 10:35 

46 Bericht zum Planungsstand von Schienenverkehrsprojekten 35 11:10 

32 Strategie für mehr heimische Eiweißpflanzen entwickeln!  35 11:45 

48 Reduzierung der befristeten Beschäftigung von Lehrkräften 35 14:00 

6 + 38 Änderung des Sparkassengesetzes und Bericht zu den 

Herausforderungen der Sparkassen 

- Eine Aussprache ist nicht vorgesehen -  

5 14:35 

7 A Zweite Lesung des Änderungsgesetzes zur Ausführung des 

Transplantationsgesetzes  

- Eine Aussprache ist nicht vorgesehen -  

5 14:40 

7 B Zweite Lesung der Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Zweiten 5 14:45 



Buches Sozialgesetzbuch 

- Eine Aussprache ist nicht vorgesehen -  

11 Zweite Lesung des Entwurfes eines Mittelzweckbindungsgesetzes 

- Eine Aussprache ist nicht vorgesehen -  

5 14:50 

52 Fragestunde zu den Äußerungen des Innenministers zur 

Vorratsdatenspeicherung  

35 14:55 

 

Zu folgenden Tagesordnungspunkten ist eine Aussprache nicht vorgesehen: 
 

TOP Redezeit 

35 Zustimmung zu der Vereinbarung der Zuweisungen an die Hochschulen  5 

 
Zu den Tagesordnungspunkten ohne Aussprache ist eine Gesamtabstimmung 
vorgesehen (Sammeldrucksache 18/1399): 
 

TOP 

7 Änderung des Glücksspielgesetzes 

9 Änderung des Landesbeamtengesetzes  

10 Änderung des Heilberufekammergesetzes und über die Weiterbildung in Gesundheitsfachberufen 

12 Änderung des Psychisch-Kranken-Gesetzes und des Maßregelvollzugsgesetzes 

15 Veräußerung des ehemaligen Landeskulturzentrums Salzau  

24 Aktuelle Situation und weitere Entwicklung des Digitalfunks 

28 Resolutionen des 11. Parlamentsforums Südliche Ostsee und der 22. Ostseeparlamentarierkonferenz 

30 Bericht zur Situation kulturelle Bildung 

34 Detektoren an Schulen untersagen 

39 Zukunft der Windmesse in Husum 

40 Anmeldung zum Bundesverkehrswegeplan 2015 

44 Nachhaltigkeitsbeirat für Schleswig-Holstein 

45 Bericht über Gespräche mit den muslimischen Verbänden und der alevitischen Gemeinde 

50 Bericht der Landesregierung zum Betreuungswesen 

51 Prüfung der Einrichtung von Jugendberufsagenturen  

 
Es ist beabsichtigt, die folgenden Punkte von der Tagesordnung abzusetzen: 
 

5 Gesetzentwürfe und Anträge zur Landes- und Raumordnungsplanung  

16 Einrichtung eines Landesbergbauamts prüfen  

- Beratung ist im Januar mit einer Redezeit von 5 Minuten je Fraktion/LReg vorgesehen - 

20 Der öffentliche Dienst darf kein Arbeitgeber zweiter Klasse sein 

- Beratung ist im Januar mit einer Redezeit von 5 Minuten je Fraktion/LReg vorgesehen -  

41 Charta für Bürgerbeteiligung bei der Planung von Infrastrukturvorhaben 

42 Lückenlose Videoüberwachung in Zügen verhindern 

43 Mehr Klarheit für Verbraucher bei Strompreis und EEG-Umlage 

 
Die Anträge zu folgenden Tagesordnungspunkten wurden zurückgezogen:  
 

23 Kommunen stärken – Konnexität anerkennen – Mehrbelastungen ausgleichen 

29 Wintermoratorium für Abschiebungen in süd-osteuropäische Länder 

 


